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Fachprojekt 028 – Braucht Demokratie Religion?


Ralf Bernd Herden


Unsere Vorgabe war es mit, zweimal zwei Zielen möglichst nahe zu kommen:


Erstes Doppelziel: Den Studierenden zu vermitteln, das wachsender Wissenserwerb stete Freude und Bereicherung bedeutet1, und erlebbar zu machen, dass es Ziel der Hochschularbeit sein soll, zu befähigen statt zu belehren2.


Zweites Doppelziel: Kenntnisse im Projektmanagement zu vermitteln, die praktisch anwendbar sind – mit dem Mittel des Wissenserwerbs zum Thema „Brauch Demokratie Religion?“ – sozusagen als „Leiter zum Einstieg“ für das Projektmanagement.


Um diese Ziele umzusetzen, haben wir zwei Arbeitsschritte durchgeführt, welche jedoch nicht stets streng getrennt, sondern nach einer jeweiligen Einarbeitungsphase ausnahmslos ist kontinuierlicher Verflechtung verfolgt worden sind:




	Darstellung und Erarbeitung der Methoden und Ziele des Projektmanagements. Dies wurde sowohl spielerisch (Verdeutlichung der Bedeutung des Teamgeistes; Entwicklung eines kooperativen Miteinanders im Team), als auch durch weitergehende Darstellung und Vertiefung des Themas gemeinsam erarbeitet. Dabei wurde auf die Grundsätze und Methoden, vor allem auch auf die Betrachtung und Benutzung des Gantt-Diagrammes großen Wert gelegt.


	Die Thematik „Braucht Demokratie Religion“ wurde so vielseitig wie möglich erörtert. Dabei wurde den Studierenden ganz bewusst ein großer Freiraum zur Themenbetrachtung und Themenbearbeitung gewährt. Um eine unkomplizierte, aber zugleich vertiefende Auseinandersetzung mit dem Thema zu ermöglichen, wurden nicht nur Literaturhinweise gegeben und auch immer wieder thematische Darstellungen durch den Fachprojektleiter eingeflochten, sondern auch jedem der Studierenden weiterführende Lektüre „als thematische Appetitanreger“ zur Verfügung gestellt. Es waren dies folgende drei Materialien:







	
Voßkuhle, Andres: Die Verfassung der Mitte

Carl Friedrich von Siemens Stiftung, München, 2016





	Böckenförde, Ernst Wolfgang: Der säkularisierte Staat

Carl Friedrich von Siemens Stiftung, München, 2006




	Vögele, Wolfgang: Zivilreligion, Katastrophen und Kirchen

Evangelische Zentralstelle für Weltanschauungsfragen, Berlin, 2007







Themenschwerpunkt Projektmanagement


Hauptziel unseres Fachprojektes war es, durch gute Team- und Gruppenarbeit die Bedeutung von Methodik und Vertrauen im Teamprozess beim Projektmanagement zu erarbeiten, sichtbar zu machen und zu verdeutlichen. Ein Mittel / Weg dahin war die inhaltliche Erarbeitung der Themen, sowie die gemeinschaftliche Fertigstellung des Readers.


Projektmanagement war Thema aller Zusammenkünfte der Gruppe, wobei die ersten drei Sitzungen folgende Schwerpunkte hatten, welche ausschließlich dem Projektmanagement dienten:


1. Einführungstermine, Darstellung Projektmanagement


Bei unseren ersten beiden Terminen haben wir, nach einer ausführlichen Vorstellungsrunde der Mitarbeitenden im Team (und ihrer Motivation für dieses Fachprojekt) grundsätzliche, organisatorische Fragen erörtert, wie den Projektinhalt und das Projektziel: Erstellen eines Readers von Studierenden für Studierende zum Thema „Braucht Demokratie Religion“, wodurch die Methodik des Projektmanagement ausbaufähig erarbeitet werden soll. Umfang und Inhalt der Arbeitsziele wurden besprochen.


Bei einem weiteren Termin haben wir das ABC der Teamarbeit und der Projektplanung erarbeitet, dazu wurden die Teamtrainings-Module nach Herrn Professor Heinz Joachim Feuerstein und Herrn Professor Dr. Jürgen Fischer verwendet. Dabei wurde auf Projektziele und Aufgabenverteilung sowie Teamsteuerung großen Wert gelegt. Entwickelt wurden die Grundsätze und Regeln für die Zusammenarbeit im Team.


Besonders hervorgehoben wurde die Bedeutung sorgfältiger Planung im Hinblick auf materielle, personelle und zeitliche Ressourcen. Dabei wurde auch deutlich gemacht, dass es nicht nur darauf ankommt, materielle und personelle Ressourcen insgesamt im erforderlichen Rahmen zur Verfügung zu haben, sondern auch „zur richtigen Zeit und am richtigen Ort“.


Die wichtige und unverzichtbare Bedeutung des Gantt-Diagrammes für jedes Projektmanagement wurde gemeinsam erarbeitet und während jeder Zusammenkunft nochmals besprochen bzw. überprüft.


Dabei wurde einführend u.a. auch das Spiel „Sin-Obelisk“ als Erfahrungswert eingesetzt, welches sich bereits mehrfach bei Teamtrainings durch Frau Professorin Dr. Claudia Trippel und Herrn Prof. Dr. Jürgen Fischer bewährt hat. Auch dieser Teil der Einführung wurde virtuell durchgeführt, wobei sich eine gute und zielgerichtete Vorbereitung bewährt hat: Den Studierenden wurden jeweils vor dem Termin einzelnen die notwendige Zahl von „Informationskarten“ übermittelt. Sinn und Ziel des Spieles wurden gemeinsam erörtert, der Gruppe danach die Eigenarbeit überlassen. Trotz der virtuellen Durchführung, die von den Teilnehmenden ein noch höheres Maß an Konzentration und Koordination in der Gruppe verlangt, als die Durchführung dieses Spieles in Präsenz, konnte das Spiel erfolgreich und wirkungsvoll durchgeführt werden. Die Übung war beeindruckend und hat ihren Zweck voll und ganz erfüllt.


2. Vertiefungstermine: Ergänzende Ausführungen zum Projektmanagement


Es wurde verdeutlicht, dass das gleiche Projekt nicht dasselbe Projekt ist: Wenn wir ein Zimmer sanieren und neu ausstatten, so ist es ein bedeutender Unterschied, ob wir unser privates Wohnzimmer umgestalten, oder ein dienstliches Arbeitszimmer (wobei hier ebenfalls nochmals zu unterscheiden ist zwischen dem Büro des Chefs des Bundeskanzleramts und dem eines Sachbearbeiters bei einer Kommune). Auch der Bau einer Brücke ist sehr differenziert zu sehen: Von der einfachen Holzbrücke für einen nur zu Fuß nutzbaren Wanderweg bis hin zu einer aufwändigen Autobahnbrücke – nicht nur im Hinblick auf Statik und Bauweisen, sondern auch mit Blick auf Gewässer-, Natur- und Artenschutz.


Und letztendlich darf die Finanzierung bei keinem Projekt vernachlässigt werden: Die öffentliche Hand kann es sich, genauso wenig wie der seriöse Private, nicht erlauben ein Projekt zu beginnen – und muss es dann womöglich erfolglos auf halbem Wege abbrechen, weil die notwendigen Mittel nicht vorhanden sind.


An Hand einer vom Projektleiter selbst entwickelten Präsentation wurden die wichtigsten Punkte des Projektmanagements nochmals wiederholt und vertieft.


In diesem Projektteil wurden auch die zu bearbeitenden Themen einvernehmlich entwickelt und festgelegt.


3. Wiederholungstermine: Wiederholung und Rückfragen / Diskussion


Hier wurde insbesondere nochmals auf die Frage der Projektbeteiligten eingegangen: Nicht nur die direkt eingebundenen Personen sind damit gemeint (Stakeholder und Projektteam), sondern auch alle anderen, die ein Interesse an der Umsetzung (oder auch Verhinderung!) eines Projektes haben oder haben könnten. Diese, im Allgemeinen mit Öffentlichkeit zu umschreibende Gruppe kann in irgendeiner Weise wirtschaftlich betroffene Kreise umfassen, genauso wie Nachbarn und Presse, aber auch Verbände und Organisationen aller Art – die in irgendeiner Weise direkt oder indirekt vom Projekt betroffen sein können oder sich betroffen fühlen können.


Solidarität und Zusammenhalt im Projektteam. Zielführend: Teamgeist, nicht Einzelkämpfertum. Man muss die Kompetenzen und Aufgaben genau festlegen und sich immer gut austauschen.


Umgang mit der Presse / den Medien vorausbedenken. Auf überraschende Nachfragen zurückhaltend reagieren (Ihre berechtigte Anfrage müssen wir in der nächsten Planungsrunde detailliert klären), jedoch nicht auffällig hinhaltend (führt zu Vertrauensverlusten!). Niemals die Medien mit bewusst falschen Informationen versorgen, das einmal verlorene Vertrauen lässt sich, wenn überhaupt, nur über einen sehr langen Zeitraum wieder aufbauen.


Daran denken: Gegen die allgemeine, öffentliche Stimmung lässt sich, wenn diese gerade „en vogue“ ist, nur mit äußerst sachlichen und ruhigen Argumenten angehen. Ob man dem Zeitgeist überhaupt je wirksam wird entgegensteuern können, muss zumindest bezweifelt werden. Emotionalität anderen überlassen, immer ruhig bleiben. Es ist immer besser, zu versuchen, die vermeintliche Gegenseite als Verbündeten zu gewinnen und zu überzeugen.


Ruhige Sachlichkeit kann auf ein sehr emotionales Gegenüber aber auch sehr provozierend wirken. Man muss diesem Gegenüber dann, je nach Situation, möglichst die Chance geben „Dampf aus dem Kessel“ zu lassen, um wieder ein sachliches und konstruktives Miteinander zu ermöglichen. Der Stärkere bleibt auf Dauer immer derjenige, der ruhig und sachlich zu argumentieren versteht.


Ferner wurde systematisch auf den Abschlussbericht für unser Projekt, auf den gemeinsam zu erstellenden Reader als selbstgewähltes Projektziel sowie die filmische Präsentation hingearbeitet.





1 Hüther, Gerald: Mit Freude lernen ein Leben lang. Weshalb wir ein neues Verständnis vom Lernen brauchen. Verlag Vandenhoeck und Ruprecht, Göttingen 2016.


2 Brinkner, Tobina / Schumacher, Eva-Maria: Befähigen statt belehren. Neue Lehr- und Lernkultur an Hochschulen. Hep Verlag Bern 2014.









„Braucht Demokratie Religion“ im freiheitlichen Rechtsstaat


Eine subjektive Übersicht zur Einführung


Ralf Bernd Herden


Demokratie braucht die Freiheit des Glaubens – sowohl für Glaubensgemeinschaften, als auch für den Einzelnen. Sich frei entscheiden zu können, woran man glauben will (oder auch nicht!), die Freiheit, einen selbst gewählten Glauben zu haben – oder auch keinen Glauben zu haben. Und die Freiheit, all dies nach außen zu bekennen – oder nach der freien, inneren Entscheidung auch einfach nur für sich zu behalten.


Religionsfreie Räume in dem Sinne, dass man in der toleranten Gesellschaft vor jeder Form des religiösen Bekenntnisses geschützt ist, gibt es nicht. Es kann in einer offenen Gesellschaft gar keine völlig religionsfreien Räume geben – nur den Anspruch, davor geschützt zu werden, sich irgendwelchen Religionsübungen anzuschließen oder gar zu unterwerfen. Also keinen Zwang zu erfahren. Wie komplex diese Thematik ist, zeigen verfassungsgerichtliche Entscheidungen, für deren ausführliche und abwägende Diskussion jedoch in der Kürze der Zeit kein ausreichender Raum war. Insoweit war Artikel 4 des Grundgesetzes


(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.


(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.


(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.


die unstrittig anerkannte Gesprächsgrundlage überhaupt, aber keine besonders hervorzuhebende Arbeitsgrundlage für unser Fachprojekt.


Freiheit – Gesetzesvorbehalt – Ordre publique


Der Tübinger Vertrag zwischen den Württembergischen Landständen und Herzog Ulrich wurde am 8. Juli 1514 geschlossen. Fragen wie Steuererhebung, Kriegswesen, Freizügigkeit und freie Berufswahl und ordnungsgemäße Strafverfahren wurden erstmals in Deutschland geregelt. Die Religion wurde noch nicht erwähnt – Martin Luthers Thesenanschlag erfolgte erst am 31. Oktober 1517 – denn Deutschland war damals noch „konfessionseinheitlich“ rein katholisch…


Trotzdem kann man den Tübingen Vertrag als „Magna Charta“ für Württemberg betrachten. Hätte es damals schon die Konfessionstrennung gegeben, die gut und treu lutherischen Württemberger hätten sich da ganz bestimmt ihren Glauben gegenüber ihrem Landesherren absichern lassen. Religionsfreiheit wäre damit aber wohl mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit weder gefordert, noch gar festgeschrieben worden.


Nach der Kirchenspaltung in Folge der Reformation – die Martin Luther so gar nicht gewollt hatte – wandelte sich das Bild, die Bewertung und die Rechtsstellung der Kirchen durch das „cuis regio, eius religio“ (wessen Gebiet, dessen Religion, im damaligen Sprachgebrauch oft „wes der Fürst, des der Glaub“) des Augsburger Religionsfriedens von 1555, das weithin bis zum Ende des Westfälischen Friedens 1648 galt.


Zwischen „Kirchenstaat(en)“ und „Staatskirche(n)“ gab es fernerhin besondere Verbindungen in Deutschland, wo Fürstbischöfe, Fürstäbte und Klöster bis zum Reichsdeputationshauptschluss 1803 (ihm fielen durch Säkularisation u.a. als geistliche Herrschaften mit weltlicher Macht 9 Hochstifte und 44 Reichsabteien zum Opfer) nicht nur geistliche Herren, sondern auch Landesherren waren. Und auch in den weltlichen Herrschaften blieb die Verbindung zwischen Staat und Kirche intensiv: Die Evangelischen Landeskirchen hatten in Gestalt ihres Landesherrn diesen auch als geistlichen Oberhirten ihrer Kirche.


Die großen zivilrechtlichen Kodifikationen, wie das Preußische Allgemeine Landrecht von 1794 oder das Badische Landrecht von 1810, stellen ebenfalls bemerkenswerte Trittsteine auf dem Weg zu einer immer freiheitlicher werdenden Rechtsordnung dar – wenn beide auch nur sehr begrenzte, direkte Auswirkungen auf religionsverfassungsrechtliche Entwicklungen hatten.


Religionsfreiheit im angehenden 19. Jahrhundert: Das konnte in nicht wenigen Fällen noch auf das Recht der Hausandacht beschränkt sein, und die „nicht herrschende Konfession“ bedurfte oft noch lange einer landesherrlichen Genehmigung, um ein Gotteshaus zu bauen bzw. eine Kirchengemeinde errichten zu dürfen.


In Baden, Württemberg und Preußen blieb das Landesherrliche Kirchenregiment bis zur Weimarer Reichsverfassung 1919 bestehen. Daneben auch das staatliche Aufsichtsrecht des Landesherrn über alle Glaubensgemeinschaften seines Territoriums. Und noch 1895 gab es in Baden nicht nur „Großherzoglich Badische Amtsgerichte“, oder auch „Großherzoglich Badische Evangelische Pfarrämter“ und „Großherzoglich Badische Katholische Pfarrämter“ sondern auch das „Großherzoglich Badische Bezirksrabbinat Mosbach“, welches die Stelle eines Religionslehrers ausschrieb. Kirche und Synagoge waren dem jeweils herrschenden Landesherren zumindest sehr eng verbunden - und unterstanden dem weltlichen Kirchenministerium ihres Landesherrn, der weltlichen Aufsicht der Staatsregierung ohne Rücksicht auf Bekenntnis und Konfession.


An dieser Verbundenheit hatte auch die Aufklärung (ich selbst bevorzuge das englische Wort „enlightment“) nicht allzu viel geändert. Rationales Denken, Hinwendung zur Naturwissenschaft und die Forderung nach Toleranz wurden zwar ab dem Beginn des 18. Jahrhunderts wissenschaftliche und auch gesellschaftliche Bestrebungen, die nicht nur in der amerikanischen Unabhängigkeit (1776), sondern auch in der französischen Revolution ihren Ausdruck fanden (1789). Sie fanden breiten Rückhalt in Kunst, Literatur und Gesellschaft. Genannt seien hier nur die Namen Issac Newton, Jean Jacques Rousseau, John Locke, Gotthold Ephraim Lessing und Immanuel Kant, die in die Fußstapfen des Humanisten Erasmus von Rotterdam getreten waren.


Erwähnt sei auch Friedrich der Große, der als König von Preußen der 1717 in England gegründeten Freimaurerei ab 1740 in Deutschland eine Entwicklungsbasis schuf. Es muss aber zugleich angemerkt werden: Fortschritt und Toleranz im Sinne unserer heutigen Denkweise gab es nur für diejenigen, welche einen entsprechenden sozialen und wirtschaftlichen Status besaßen. Die „Normalverbraucher“ vor allem der ländlichen Arbeitsbevölkerung (eine industrielle Arbeiterschaft war erst ab der Wende zum 19. Jahrhundert im Entstehen) hatte noch zu glauben, was ihm vorgegeben wurde. Und war oft noch so traditionstreu, dass ihm selbst von der Obrigkeit ausgehende, kirchliche Reformen noch sehr suspekt war.


Teilidentität von Kirche und Staat: Kirche und Staat waren bis zum Ende des deutschen Kaiserreiches in Deutschland zumindest „teilidentisch“.


Vor allem vielen Evangelischen fiel es mehr als schwer, sich an die Trennung von Kirche und Staat, welche die Weimarer Reichsverfassung 1919 bestimmte, zu gewöhnen: Die Landeskirchen waren bisher „Quasistaatskirchen“ gewesen, zwar nicht mehr mit dem ursprünglichen Exklusivitätsanspruch, aber doch mit herausgehobener „Wohlwollensgewährung“ durch den jeweiligen Landesherrn – der zugleich die umfassende, oberste Kirchengewalt auch im geistlichen Sinne ausübte.


Trennung im Sinne rechtlich geregelter Säkularisation: Durch ihren Artikel 137 bestimmte die Weimarer Reichsverfassung von 1919 die Trennung von Kirche und Staat:


(1) Es besteht keine Staatskirche.


(2) Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. Der Zusammenschluss von Religionsgesellschaften innerhalb des Reichsgebiets unterliegt keinen Beschränkungen.


(3) Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.


(4) Religionsgesellschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen Rechtes.


(5) Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes soweit sie solche bisher waren. Anderen Religionsgesellschaften sind auf ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen sich mehrere derartige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften zu einem Verbande zusammen, so ist auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche Körperschaft.


(6) Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, sind berechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben.


(7) Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen.


(8) Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfordert, liegt diese der Landesgesetzgebung ob.


Daran ist allein schon auffällig, dass man vom Begriff einer „Staatskirche“ ausging. Eine „Staatssynagoge“ oder „Staatsmoschee“ hatte es in Deutschland ja nie gegeben.


Artikel 140 GG hat u.a. diese Bestimmung mit Verfassungsrang in das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland übernommen. Bemerkenswert ist dabei, dass man auf dem Weg zu einer offeneren und gerechteren Gesellschaft und im Bestreben toleranter Erneuerung einerseits die „wohlerworbenen Rechte“ der bisher bereits öffentlichrechtlichkörperschaftlich organisierten Religionsgesellschaften (dies betraf damals – fast – nur die evangelischen Landeskirchen, die römisch-katholischen und die altkatholischen Gemeinden sowie die jüdischen Gemeinden) genauso sichern wollte, als auch eine für die Zukunft gleichstellende Offenheit garantieren wollte.


Es war nun eindeutig klar, und verfassungsrechtlich garantiert, dass nicht nur weitere Religionsgemeinschaften, sondern auch „Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zu eigen machen“ Anspruch darauf hatten, dass ihnen von Staats wegen gleiche Rechte zuerkannt werden. Dies hat, insbesondere im Hinblick auf den besonderen Schutz und die besondere Förderung, den die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften über die allgemeinen Grundsätze hinaus genießen, zumindest potentiell eine große Bedeutung.


Der gewährte Pluralismus geht darüber hinaus Hand in Hand mit einem deutlich höheren Maß an Eigenverantwortung, welche die Religionsgemeinschaften jetzt erhielten: Ihre inneren Angelegenheiten selbstverantwortlich zu leiten und ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der Gemeinden zu besetzen. Bestehen blieben aber bis heute die Patronatsrechte (der ehemaligen Grund- bzw. Standesherren), welche jedoch nicht als Ausfluss staatsrechtlicher, sondern als Teil kirchenrechtlicher Regelungen angesehen werden. Dies ist insbesondere ein deutliches Zeichen dafür, wie sorgfältig und systematisch in diesem anspruchsvollen Rechtsbereich des Religionsverfassungsrechts (früher: Staatskirchenrechts) differenziert werden muss. Zu beachten ist z.B. auch, dass es in Deutschland Staatsleistungen an die Kirchen gibt, die im Einzelfall als Entschädigung für eingezogenen Kirchenbesitz eingeräumt worden sind. Diese Leistungen beruhen auf Verträgen und sind keine rechtsgrundlosen Geschenke.


Trennung im Sinne rechtlich geregelten, französischen Laizismus: Der Laizismus ist der französische Weg, in konsequenter Übertragung der Prinzipien der französischen Revolution in die Gegenwart jede Quasieinheit von Kirche und Staat auszuschließen. Mit einer Ausnahme: Der Kultusverfassung im ehemaligen Elsass-Lothringen, welche sich noch heute an die deutschen Regelungen anlehnt.


Was hat all dies mit Demokratie zu tun? Diese Ideen und Philosophien waren und sind auch Teil jenes speisenden Urquells, der die demokratische Entwicklung im traditionellen, westeuropäischen Sinn erst ermöglicht hat. Die Emanzipation zuerst von der Religion, vom Glauben, von der Kirche – danach vom Fürsten.


Es sei daran erinnert, dass die (persönliche) innere Gewissensfreiheit und die äußere Gewissensbekundungsfreiheit genauso Kinder der Neuzeit sind, wie die (gemeinschaftliche) Freiheit, sich zu Glaubensgemeinschaften zusammenzufinden und diesen Glauben auch gemeinsam, nach außen wirksam (öffentlich) ausüben zu dürfen.


Der bereits zur guten Tradition gewordene Commonwealth Service, der in London in der Westminster Abbey stattfindet, weist genauso wie die religiöse Vielfalt der US Presidential Inauguration möglicherweise neue Wege und Ansätze: Pluralismus mit nachvollziehbaren Konturen und erlebbarem Inhalt. Man muss nicht unbedingt von einer neuen Zivilreligion ausgehen – Interreligiöse Feiern und Gebete können nicht nur bei besonderen Anlässen Menschen zusammenführen.


Die gegenwärtige Entkirchlichung muss nicht zwangsläufig ihre Ursache in einer Glaubensdistanz haben. In nicht wenigen Fällen führen weder glaubensfeindliche, noch „kirchensteuerlastige“ Ursachen zum Kirchenaustritt. Eher sogar in vielen Fällen sind heute recht weltliche Anlässe oder Ereignisse in den Kirchen – und nicht Glaubensdifferenzen - die Ursache, dass Kirchen Vertrauen verlieren. Die Zukunft wird weisen, ob es gelingt, dieses verlorene Vertrauen zurückzugewinnen.


Unverzichtbar sollte allerdings auch (sowohl für Verantwortungsträger in der Politik, als auch in der Gesellschaft) ein Blick auf die Rechtsphilosophie Gustav Radbruchs sein. Nicht nur sein Aufsatz „Gesetzliches Unrecht und übergesetzliches Recht“ (1946) wird in seiner moralischen Dimension nie von seiner zeitlosen Aktualität verlieren.


Neben Religionen und Weltanschauungen sind heute aber auch ethische Wertegemeinschaften vom Gesetz zu schützen. Sie besitzen zumindest eine abgeschlossene Lehre hinsichtlich des menschlichen Verhaltens im Miteinander, ohne jedoch abschließend eine Heilerwartungslehre zu verlangen oder zu verneinen. Ihre soziale Wertigkeit darf nach Ansicht des Verfassers rechtlich nicht geringwertiger angesehen werden, als dies bei Religionen oder Weltanschauungen der Fall ist.
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